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2 8 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens über den Straßenverkehr
2 9 0 . Kundmachung: Geltungsbereich des Protokolls über Straßenverkehrszeichen
2 9 1 . Kundmachung: Beitritt Ungarns und des Vereinigten. Königreiches von Großbritannien und

Nordirland zur Europäischen Zusatzvereinbarung zum Abkommen über den
Straßenverkehr und zum Protokoll über Straßenverkehrszeichen

2 9 2 . Abänderung des Artikels 8 des Madrider Abkommens über die internationale Registrierung
von Fabrik- oder Handelsmarken

2 9 3 . Ausführungsordnung zum Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von
Fabrik- oder Handelsmarken

2 8 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. August 1970 betreffend den Gel-
tungsbereich des Abkommens über den Stra-

ßenverkehr vom 19. September 1949
Vom Generalsekretär der Vereinten Nationen

sind folgende Mitteilungen betreffend den Gel-
tungsbereich des Abkommens über den Straßen-
verkehr vom 19. September 1949 (BGBl.
Nr. 222/1955, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 84/1962) einge-
langt:

Nachstehende Staaten haben das genannte Ab-
kommen ratifiziert oder sind diesem beigetreten:

Staaten : Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde:

Albanien 1. Oktober 1969
Algerien 16. Mai 1963
Botswana 3. Jänner 1967
Bulgarien 13. Feber 1963
Chile 10. August 1960
Ecuador 26. September 1962
Guatemala 10. Jänner 1962
Indien 9. März 1962
Irland 31. Mai 1962
Japan 7. August 1964
Kanada 23. Dezember 1965
Kongo (Brazzaville) 15. Mai 1962
Libanon 2. August 1963
Malawi 17. Feber 1965
Paraguay 18. Oktober 1965
San Marino 19. März 1962
Thailand 15. August 1962
Trinidad und Tobago 8. Juli 1964
Uganda 15. April 1965
Ungarn 30. Juli 1962
Venezuela 11. Mai 1962

Ferner haben folgende Staaten erklärt, sich an
das Abkommen gebunden zu erachten, dessen
Anwendung bereits vor Erlangung der Unab-
hängigkeit auf die Gebiete dieser Staaten ausge-
dehnt worden war:

Staaten: Datum der Erklärung:

Cypern 6. Juli 1962
Jamaika 9. August 1963
Madagaskar 27. Juni 1962
Mali 19. November 1962
Malta 3. Jänner 1966
Rwanda 5. August 1964
Senegal 13. Juli 1962
Sierra Leone 13. März 1962
Togo 27. Feber 1962
Zentralafrikanische 4. September 1962

Republik

Das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland hat die Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Abkommens auf Swazi-
land und Grenada am 14. Juli 1965 sowie auf
Fidschi am 16. Dezember 1965 unter Aufrecht-
erhaltung der anläßlich der Ratifikation des Ab-
kommens durch das Vereinigte Königreich er-
klärten Vorbehalte bzw. abgegebenen Erklärun-
gen bekanntgegeben.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde bzw. Kontinuitäts-
erklärung haben nachstehende Staaten folgende
Vorbehalte erklärt und Erklärungen abgegeben:

A l b a n i e n

Die Regierung der Volksrepublik Albanien be-
trachtet sich durch Artikel 33 dieses Abkom-
mens, welcher bestimmt, daß Meinungsverschie-
denheiten zwischen den Vertragsstaaten über die
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Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens
auf Antrag einer beteiligten Partei dem Inter-
nationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorge-
legt werden, als nicht gebunden.

Die Regierung der Volksrepublik Albanien er-
klärt ferner, im Einklang mit ihrer bisherigen
Haltung, daß für die Bereinigung jeder Mei-
nungsverschiedenheit im Schiedsverfahren in je-
dem einzelnen Fall die Zustimmung aller Streit-
parteien erforderlich ist.

B o t s w a n a

Botswana erklärt gemäß Artikel 2 des Ab-
kommens, daß die Anhänge 1 und 2 nicht an-
gewendet werden.

B u l g a r i e n

Zu Artikel 33 des Abkommens über Straßen-
verkehr, in welchem vorgesehen ist, daß jede
Streitfrage über die Auslegung oder die Anwen-
dung dieses Abkommens zwischen zwei oder
mehreren vertragsschließenden Parteien, die
nicht durch Verhandlungen oder auf andere
Weise beigelegt werden können, dem Internatio-
nalen Gerichtshof unterbreitet werden kann.

Zu Anhang 1 zum Abkommen über den Stra-
ßenverkehr, wonach die Fahrräder mit Hilfs-
motor, dessen maximales Hubraumvolumen
nicht mehr als 50 cm8 (3,05 inch3) beträgt, nicht
als Auto angesehen werden, vorausgesetzt, daß
sie konstruktionsmäßig alle normalen Eigenschaf-
ten eines Fahrrades besitzen.

Zu Anlage 6 Abschnitt 11 lit. c zweiter Ab-
satz des Abkommens über den Straßenverkehr,
welcher lautet: „Mopeds aber, die mit einem
Motor von unter 50 cm3 (3,05 inch3) Hubraum-
volumen versehen sind, können von dieser Ver-
pflichtung befreit werden."

C h i l e

Chile erklärt gemäß Artikel 2 Absatz 1 des
Abkommens den Ausschluß der Anwendung des
Anhanges 1 des Abkommens.

C y p e r n

Cypern hat die anläßlich der Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Abkommens auf sein Ge-
biet durch das Vereinigte Königreich erklärten
Vorbehalte, BGBl. Nr. 238/1958, aufrecht er-
halten.

G u a t e m a l a

Artikel 33 des Abkommens wird ohne Beein-
trächtigung der Bestimmungen des Artikels 149
Punkt 3 der Verfassung der Republik angewen-
det.

Am 26. September 1962 hat die Regierung
Guatemalas gemäß den Bestimmungen des Arti-
kels 2 Absatz 1 und des Anhanges 6 Ab-
schnitt IV lit. b des Abkommens erklärt, daß

1. Anhang 1 des Abkommens nicht angewen-
det wird,

2. an Zugfahrzeugen nur ein Anhänger zu-
gelassen wird und keine Sattelkraftfahrzeuge
(Sattelmotorfahrzeuge) zur Personenbeför-
derung zugelassen werden.

I n d i e n

Unter Vorbehalt einer Erklärung gemäß Ar-
tikel 2 Absatz 1 des Abkommens über den Aus-
schluß der Anhänge 1 und 2 von der Anwen-
dung des Abkommens.

I r l a n d

Anhänge 1 und 2 des Abkommens werden
von Irland nicht angewendet.

Bezüglich Anhang 6 darf die Zahl der Anhän-
ger, die von einem mechanisch angetriebenen
Fahrzeug gezogen werden, die nach irischem Ge-
setz erlaubte Zahl nicht übersteigen.

J a m a i k a

Jamaika hat die anläßlich der Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Abkommens auf sein Ge-
biet durch das Vereinigte Königreich erklärten
Vorbehalte, BGBl. Nr. 193/1959, aufrecht erhal-
ten und folgende weitere Vorbehalte erklärt:

a) Gemäß den Bestimmungen des Artikels 2
Absatz 1 des genannten Abkommens
schließt die Regierung von Jamaika den
Anhang 2 von der Anwendung des Ab-
kommens aus.

b) Gemäß den Bestimmungen des Anhanges 6
Abschnitt IV lit. b des genannten Abkom-
mens behält sich die Regierung von Ja-
maika das Recht vor, an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zuzulassen.
Ferner werden Sattelkraftfahrzeuge nicht
zur Personenbeförderung gegen Miete oder
gegen Entgelt zugelassen.

J a p a n

Unter Vorbehalt einer Erklärung gemäß Ar-
tikel 2 Absatz 1 des Abkommens über den Aus-
schluß des Anhanges 1 von der Anwendung des
Abkommens.

M a l a w i

Unter Ausschluß der Anwendung der An-
hänge 1 und 2 des Abkommens.

M a l t a

Malta hat die anläßlich der Ausdehnung des
Geltungsbereiches des Abkommens auf sein Ge-
biet durch das Vereinigte Königreich erklärten
Vorbehalte, BGBl. Nr. 75/1961, aufrecht erhal-
ten.
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San M a r i n o

San Marino erklärt gemäß Artikel 2 Absatz 1
den Ausschluß der Anwendung des Anhanges 1
des Abkommens.

S e n e g a l

Senegal erklärt gemäß Artikel 2 Absatz 1 den
Ausschluß der Anwendung des Anhanges 1 des
Abkommens.

S i e r r a L e o n e

Sierra Leone hat die anläßlich der Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Abkommens auf
sein Gebiet durch das Vereinigte Königreich er-
klärten Vorbehalte, BGBl. Nr. 75/1961, aufrecht
erhalten.

T r i n i d a d und T o b a g o

Unter Vorbehalt des Ausschlusses der An-
hänge 1 und 2.

U n g a r n

Die Volksrepublik Ungarn betrachtet sich
durch die Bestimmungen des Artikels 33 des
Abkommens nicht gebunden.

V e n e z u e l a

Zu Artikel 31 (System der Änderung des Ab-
kommens): Änderungen des Abkommens sollen
erst dann für die Republik Venezuela in Kraft
treten, wenn die verfassungsmäßigen innerstaat-
lichen Erfordernisse erfüllt sind.

Zu Artikel 33 (Beilegung von Meinungsver-
schiedenheiten): Die Republik betrachtet sich als
durch die Bestimmungen des Artikels 36 des
Statuts des Internationalen Gerichtshofes gebun-
den. Das heißt, dem Internationalen Gerichtshof
kann jeder Fall auf Grund eines Abkommens
nur im Einvernehmen zwischen den Parteien
unterbreitet werden.

Kreisky

2 9 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. August 1970 betreffend den Gel-
tungsbereich des Protokolls über Straßenver-

kehrszeichen vom 19. September 1949

Vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
sind folgende Mitteilungen betreffend den Gel-
tungsbereich des Protokolls über Straßenver-
kehrszeichen (BGBl. Nr. 222/1955, in der Fas-
sung BGBl. Nr. 52/1969, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 65/
1961) eingelangt:

Nachstehende Staaten haben das genannte
Protokoll ratifiziert oder sind diesem beigetre-
ten:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde:

Bulgarien 13. Feber 1963
Ecuador 26. September 1962
Niger 5. März 1968
San Marino 19. März 1962
Senegal 13. Juli 1962
Thailand 15. August 1962
Uganda 15. April 1965
Sowjetunion 17. August 1959
Vereinigtes Königreich 16. Mai 1966
Ungarn 30. Juli 1962

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde haben nachstehende Staa-
ten folgende Vorbehalte erklärt:

B u l g a r i e n

Zu Artikel 62 des Protokolls über die Stra-
ßenverkehrszeichen, in welchem vorgesehen ist,
daß jede Streitfrage über die Auslegung oder die
Anwendung dieses Protokolls zwischen zwei
oder mehreren vertragschließenden Parteien, die
nicht durch Verhandlungen oder auf andere
Weise beigelegt werden können, dem Internatio-
nalen Gerichtshof unterbreitet werden können.

S o w j e t u n i o n

Die Regierung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken betrachtet sich durch die Be-
stimmungen des Artikels 62 des Protokolls über
Straßenverkehrszeichen nicht gebunden, in denen
bestimmt wird, daß Meinungsverschiedenheiten
zwischen den vertragschließenden Staaten, die die
Auslegung oder Anwendung dieses Protokolls
betreffen, dem Internationalen Gerichtshof auf
Antrag jedes beteiligten Staates unterbreitet wer-
den können und erklärt, daß in jedem beson-
deren Falle zur Vorlage irgendeiner Meinungs-
verschiedenheit an den Internationalen Gerichts-
hof die Zustimmung aller am Streitfall beteilig-
ten Staaten erforderlich ist.

U n g a r n

Die Volksrepublik Ungarn betrachtet sich
weder durch die Bestimmung des Artikels 15
Absatz 5 des Protokolls, in welchem bestimmt
wird, daß Bahnübergänge mit Schranken nicht
mit einem Zeichen in der Form des Andreas-
kreuzes versehen werden dürfen, noch durch
die Bestimmungen des Artikels 62 des genann-
ten Protokolls gebunden.

Ferner hat Rwanda am 5. August 1964 er-
klärt, sich an das Protokoll gebunden zu erach-
ten, dessen Anwendung bereits vor Erlangung
der Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staa-
tes ausgedehnt worden war.

Kreisky
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2 9 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. August 1970 betreffend den Beitritt
Ungarns und des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland zur
Europäischen Zusatzvereinbarung zum Ab-
kommen über den Straßenverkehr und zum
Protokoll über Straßenverkehrszeichen vom

19. September 1949

Vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
sind folgende Notifikationen betreffend den Gel-
tungsbereich der Europäischen Zusatzvereinba-
rung zum Abkommen über den Straßenverkehr
und zum Protokoll über Straßenverkehrszeichen

(BGBl. Nr. 222/1955, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 66/1961)
eingelangt:

Ungarn und das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland sind am
30. Juli 1962 bzw. am 16. Mai 1966 dem oben
angeführten Vertragsinstrument beigetreten.
Anläßlich des Beitrittes hat Ungarn folgenden
Vorbehalt erklärt: Die Volksrepublik Ungarn
betrachtet sich durch die Bestimmungen des Ar-
tikels 5 der Zusatzvereinbarung nicht gebunden.

Kreisky

2 9 2 . Abänderung des Artikels 8 des Madrider Abkommens über die internationale
Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken vom 14. April 1891,

revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900, in Washington am 2. Juni 1911, im Haag am
6. November 1925, in London am 2. Juni 1934 und in Nizza am 15. Juni 1957*)

(Übersetzung)

Der Ausschuß der Leiter der nationalen Ämter
der Mitgliedländer des Madrider Verbandes

gebildet durch den Artikel 10 Absatz 2 des
Madrider Abkommens, revidiert in Nizza am
15. Juni 1957 (im folgenden: das Abkommen),

zusammengetreten in Genf, vom 27. bis
29. April 1970,

im Hinblick auf den Artikel 10 Absatz 4 Buch-
stabe a des Abkommens

beschließt mit Einstimmigkeit:

1. Die Höhe der in Artikel 8 des Abkommens
vorgesehenen Gebühren wird wie folgt geändert:

*) Siehe BGBl. Nr. 45/1970
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2. Dieser Beschluß tritt am 1. Oktober 1970 in
Kraft.
3. Die im Absatz 1 Buchstabe a dieses Beschlus-
ses genannten Gebühren sind auf die Erneuerun-
gen der Registrierungen anzuwenden, die am
1. Oktober 1970 oder später ablaufen, ohne
Rücksicht auf den Zeitpunkt, zu dem die Er-
neuerung bei den BIRPI beantragt worden ist.

Häuser

293.
(Übersetzung)

AUSFÜHRUNGSORDNUNG ZUM
MADRIDER ABKOMMEN ÜBER DIE

INTERNATIONALE REGISTRIERUNG
VON FABRIK- ODER HANDELS-

MARKEN *)
angenommen vom Ausschuß der Leiter der natio-
nalen Ämter des gewerblichen Eigentums der
Länder des besonderen Madrider Verbandes am

29. April 1970

P r ä a m b e l
Der Ausschuß der Leiter der nationalen

Ämter des gewerblichen Eigentums des beson-
deren Madrider Verbandes, gemäß Artikel 10
Absatz 4 der Nizzaer Fassung des Abkommens
von 1957, und die Behörden des gewerblichen
Eigentums der Länder des besonderen Madrider
Verbandes nehmen einstimmig diese Ausfüh-
rungsordnung zum Madrider Abkommen an.

K a p i t e l 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Nationale Behörde

(1) Das Gesuch um internationale Registrie-
rung einer Marke oder das Gesuch um Ein-
tragung einer Änderung, die eine solche Regi-
strierung berührt, ist gemäß den durch das Ab-
kommen festgelegten Zuständigkeiten von der
Behörde des Ursprungslandes oder des Landes
des Markeninhabers dem Internationalen Büro
zu übersenden.

(2) Der sich auf das Gesuch beziehende Schrift-
wechsel wird vom Internationalen Büro mit der
beteiligten nationalen Behörde geführt, der die
Beantwortung obliegt.

*) Ersetzt: die unter BGBl. Nr. 45/1970 kund-
gemachte Ausführungsordnung
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(3) Die erforderlichen Gebühren sind unmittel-
bar von den Beteiligten zu entrichten, sofern
nicht das nationale Recht die Zahlung durch
Vermittlung der nationalen Behörde vorschreibt
oder zuläßt; entrichten die Beteiligten die erfor-
derlichen Gebühren unmittelbar, so führt das
Internationale Büro den die Gebührenzahlung
betreffenden Schriftwechsel unmittelbar mit
ihnen.

(4) Wird durch diese Ausführungsordnung die
Unterschrift der nationalen Behörde vorgeschrie-
ben, so kann statt dessen ein Faksimile oder
ein amtliches Siegel angebracht werden.

Artikel 2

Sprache

(1) Für die Ausführung des Abkommens ist
die Arbeitssprache des Internationalen Büros die
französische Sprache.

(2) Insbesondere werden das Registrierungs-
gesuch, das Gesuch um Eintragung einer die
Registrierung berührenden Änderung, der sich
auf das Gesuch beziehende Schriftwechsel sowie
die vom Internationalen Büro über den Inhalt
des internationalen Registers erteilten Aus-
künfte, namentlich die Registerauszüge und die
Beantwortungen von Gesuchen um Nachfor-
schung nach älteren Registrierungen in franzö-
sischer Sprache abgefaßt.

Artikel 3

Berechnung der Fristen

(1) Für das Internationale Büro beginnt jede
nach Monaten bemessene Frist mit dem Tag, an
dem das betreffende Ereignis eintritt, und sie
endet in dem in Betracht kommenden Monat
an dem Tag, der durch seine Zahl dem des
Fristbeginns entspricht; hat jedoch der in Be-
tracht kommende Monat keinen entsprechenden
Tag, so endet die Frist am letzten Tag dieses
Monats.

(2) Muß eine Mitteilung oder eine Zahlung
beim Internationalen Büro innerhalb einer
bestimmten Frist eingehen, deren letzter Tag
auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen
anderen Tag fällt, an dem das Internationale
Büro zur Entgegennahme solcher Mitteilungen
oder Zahlungen nicht geöffnet ist, so erstreckt
sich die Frist auf den nächstfolgenden Tag, an
dem keiner dieser Umstände mehr gegeben ist.

(3) Das Internationale Büro gibt stets das
Datum des Ablaufs der gesetzten Fristen an.

K a p i t e l 2

REGISTRIERUNGSGESUCH
Artikel 4

Form und Inhalt des Gesuchs
(1) Das Registrierungsgesuch ist in zwei von

der nationalen Behörde datierten und unter-



71. Stück — Ausgegeben am 18. September 1970 — Nr. 293 1629

zeichneten Ausfertigungen auf dem vom Inter-
nationalen Büro dieser Behörde unentgeltlich zur
Verfügung gestellten Formular einzureichen.

(2) Das Gesuch muß enthalten oder angeben:
a) den Namen des Hinterlegers;
b) die Anschrift des Hinterlegers; sind meh-

rere Anschriften angegeben, so ist diejenige
zu bezeichnen, die für den Schriftwechsel
benutzt werden soll;

c) wenn die angegebene Anschrift außerhalb
des Landes liegt, aus dem das Gesuch
kommt, den Grund, weshalb dieses Land
als Ursprungsland anzusehen ist;

d) gegebenenfalls den Namen und die An-
schrift: des Vertreters;

e) die Daten und Nummern der Hinterlegung
und der Registrierung der Marke im Ur-
sprungsland;

f) gegebenenfalls den Vermerk, daß die
gemäß Buchstabe e) angegebene Hinter-
legung oder jede andere vom Hinterleger
bezeichnete Hinterlegung in einem anderen
Land des Pariser Verbandes nach seiner
Erklärung eine erste Hinterlegung im Sinne
von Artikel 4 der Pariser Verbandsüber-
einkunft zum Schutz des gewerblichen
Eigentums ist;

g) eine Wiedergabe der Marke in schwarz-
weiß und, wenn das Gesuch eine Farb-
beanspruchung enthält, eine farbige Abbil-
dung der Marke und die Angabe der
beanspruchten Farbe oder Farben;

h) wenn die Marke eine dreidimensionale
Form enthält, den Vermerk „marque plas-
tique";

i) wenn die Marke Angaben oder Schrift-
zeichen in einer dem Internationalen Büro
nicht genügend bekannten Sprache oder
Schrift: enthält, deren Übersetzung in die
französische Sprache oder Transliteration
in lateinische Buchstaben;

k) gegebenenfalls den Vermerk „marque col-
lective";

1) die Waren und die Dienstleistungen, auf die
sich die Marke bezieht, gruppiert in der
Reihenfolge der Klassen der internatio-
nalen Klassifikation und unter Verwendung
genauer Benennungen, vorzugsweise der-
jenigen der alphabetischen Liste dieser
Klassifikation;

m) das Datum, an dem das Gesuch um inter-
nationale Registrierung bei der nationalen
Behörde eingegangen ist; als solches ist das
Datum der nationalen Eintragung anzu-
geben, wenn das Gesuch um internationale
Registrierung vor der Eintragung der
Marke im nationalen Register bei der
nationalen Behörde eingegangen ist;
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n) gegebenenfalls die Länder, die von der
durch Artikel 3bis des Abkommens einge-
räumten Befugnis Gebrauch gemacht haben
und für die der Schutz beantragt wird;

o) die Dauer von zwanzig oder zehn Jahren,
für die die Grundgebühr entsprechend dem
Artikel 6 Absatz 1 entrichtet wird; wenn
die Registrierung auf den Namen dessel-
ben Inhabers gleichzeitig für mehrere Mar-
ken beantragt wird, muß die Grundgebühr
für eine einheitliche Dauer entrichtet wer-
den;

p) den Betrag, die Zahlungsart, das Datum
der Zahlung und den Einzahler der Grund-
gebühr und gegebenenfalls der Zusatz- und
Ergänzungsgebühren, die in Artikel 27
Absatz 1 Buchstabe a) angegeben sind;

q) eine Erklärung der Behörde des Ursprungs-
landes, die bescheinigt, daß die Marke auf
den Namen der unter Buchstabe a) angege-
benen Person und für die unter Buch-
stabe 1) angegebenen Waren und Dienst-
leistungen im nationalen Register eingetra-
gen ist.

(3) Das Gesuch kann ferner enthalten:
a) eine Erklärung der nationalen Behörde, die

bescheinigt, daß der Hinterleger ihr gegen-
über das Recht zum Gebrauch bestimmter
Markenbestandteile, wie sie beispielsweise
in Artikel 5bis des Abkommens aufgeführt
sind, nachgewiesen hat;

b) wenn das Gesuch eine Marke betrifft, die
bereits Gegenstand einer oder mehrerer
internationaler Registrierungen war, die
Daten und Nummern dieser Registrierun-
gen;

c) die im nationalen Register enthaltenen
zusätzlichen Angaben, die die wesentlichen
Bestandteile der Marke bestimmen.

Artikel 5

Dem Gesuch beizufügende Unterlagen

(1) Enthält die Marke einen bildlichen Bestand-
teil, oder will der Hinterleger eine Wortmarke
in einer besonderen Schriftform registrieren las-
sen, so ist dem Gesuch beizufügen:

— entweder ein Druckstock ohne Sockel, der
einen genauen Abdruck der Marke in allen
ihren Einzelheiten ermöglicht und dessen
größte Seitenlänge nicht weniger als 15 mm
und nicht mehr als 100 mm betragen darf;
der Druckstock wird dem Hinterleger nicht
zurückgesandt;

— oder eine zusätzliche Abbildung der Marke,
frei von jedem Aufdruck, und die in Arti-
kel 27 Absatz 1 Buchstabe b) für die Her-
stellung des Druckstocks angegebene Ge-
bühr.
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(2) Enthält das Gesuch eine Farbbeanspruchung,
so sind zusätzlich zu der auf dem Gesuch ange-
brachten Abbildung vierzig farbige Abbildungen
der Marke beizufügen; besteht die Marke aus
mehreren getrennten Teilen, so müssen die ver-
schiedenen Bestandteile für jede der vierzig Ab-
bildungen auf einem Papier zusammengesetzt
aufgeklebt sein, dessen Abmessungen in der
Höhe 297 mm und in der Breite 210 mm nicht
überschreiten dürfen (Format A 4).

(3) In einer dem Gesuch beigefügten gesonder-
ten Mitteilung kann die nationale Behörde an-
zeigen, daß der Hinterleger auf den Schutz in
einem oder mehreren Ländern für alle oder
einen Teil der im Gesuch angegebenen Waren
oder Dienstleistungen verzichtet.

Artikel 6

Dem Gesuch beizufügende Gebühren und Zah-
lung der Restgrundgebühr

(1) Dem Gesuch sind die in Artikel 27 Ab-
satz 1 Buchstabe a) angegebenen Gebühren bei-
zufügen, wobei die Grundgebühr für zwanzig
Jahre oder für einen ersten Zeitabschnitt von
zehn Jahren entrichtet werden kann.

(2) Ist die Grundgebühr nur für einen ersten
Zeitabschnitt von zehn Jahren gezahlt worden,
so muß die Restgrundgebühr, deren Betrag in
Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer iii)
angegeben ist, vor Ablauf des Zeitabschnitts
von zehn Jahren, gerechnet von der internatio-
nalen Registrierung, an das Internationale Büro
gezahlt werden.

(3) Wenn die Restgrundgebühr nicht vor Ab-
lauf des Zeitabschnitts von zehn Jahren gezahlt
worden ist, verliert der Markeninhaber die Vor-
teile aus der Registrierung, die gelöscht wird,
sofern nicht das Internationale Büro innerhalb
von sechs Monaten, gerechnet vom Datum des
Ablaufs des Zeitabschnitts von zehn Jahren, im
Besitz der Restgrundgebühr und der in Arti-
kel 27 Absatz 1 Buchstabe e) festgesetzten Zu-
schlagsgebühr ist.

K a p i t e l 3

NICHT VORSCHRIFTSMÄSSIGES ODER
UNVOLLSTÄNDIGES GESUCH

Artikel 7

Allgemeines

(1) Entspricht das Registrierungsgesuch nicht
den Vorschriften des Abkommens oder dieser
Ausführungsordnung oder sind die Waren und
Dienstleistungen unverständlich oder zu unbe-
stimmt angegeben, so setzt das Internationale
Büro die Registrierung aus und teilt dies der
nationalen Behörde mit; handelt es sich um die
Zahlung der erforderlichen Gebühren und erfolgt
diese Zahlung nicht durch Vermittlung der natio-
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nalen Behörde, so werden der Hinterleger oder
sein Vertreter aufgefordert, das Gesuch in Ord-
nung zu bringen.

(2) Wird das Gesuch nicht innerhalb von drei
Monaten, vom Datum der in Absatz 1 erwähn-
ten Mitteilung an gerechnet, in Ordnung ge-
bracht, so setzt das Internationale Büro hiefür
eine Frist von gleicher Dauer; es teilt dies der
nationalen Behörde sowie dem Hinterleger oder
seinem Vertreter mit.

(3) Wird das Gesuch innerhalb der gemäß
Absatz 2 gesetzten Frist nicht in Ordnung
gebracht, so wird es als zurückgenommen ange-
sehen, und die bereits gezahlten Gebühren wer-
den zurückerstattet.

Artikel 8

Klassifizierung der Waren und Dienstleistungen

(1) Sind die Waren und Dienstleistungen nicht
klassifiziert oder nicht nach Klassen gruppiert
oder hält das Internationale Büro die angegebene
Klassifizierung für unzutreffend, so unterbreitet
es der nationalen Behörde, sofern diese nicht
darauf verzichtet hat, seine Vorschläge und teilt
ihr gegebenenfalls mit, welcher Betrag der in
Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer iv)
angegebenen Zusatzgebühr zu entrichten ist.

(2) Wenn die Waren und Dienstleistungen
nicht klassifiziert oder nicht nach Klassen grup-
piert sind, teilt das Internationale Büro der
nationalen Behörde ferner mit, daß eine Klassi-
fizierungsgebühr, deren Betrag in Artikel 27
Absatz 1 Buchstabe c) festgesetzt ist, entrichtet
werden muß.

(3) Das Internationale Büro setzt eine Frist
von drei Monaten, vom Datum seiner Vor-
schläge an gerechnet, innerhalb derer das Gesuch
in Ordnung zu bringen ist.

(4) Hat das Internationale Büro bis zum
Ablauf der gesetzten Frist keine Gegenäußerung
zu seinen Vorschlägen erhalten, und sind die
Zusatzgebühr oder die Klassifizierungsgebühr
innerhalb dieser Frist entrichtet worden, so regi-
striert es die Marke mit der von ihm vor-
geschlagenen Klassifizierung.

(5) Ist innerhalb derselben Frist eine Gegen-
äußerung eingegangen, so kann das Internationale
Büro entweder neue Vorschläge unterbreiten
oder, falls die Zusatzgebühr oder die Klassifizie-
rungsgebühr innerhalb dieser Frist entrichtet
worden sind, die Marke mit der Klassifizierung
registrieren, die es für zutreffend erachtet.

(6) Ist der erforderliche Betrag der Zusatz-
gebühr nicht innerhalb der gesetzten Frist ent-
richtet worden, so wird das Gesuch als zurück-
genommen angesehen, und die bereits gezahlten
Gebühren werden zurückerstattet.

(7) Bleibt nach Ablauf der gesetzten Frist
noch ein anderer Mangel bestehen, so ist Arti-
kel 7 Absätze 2 und 3 entsprechend anzuwenden.



71. Stück — Ausgegeben am 18. September 1970 — Nr. 293 1633

Artikel 9

Sammelhinterlegung

Sind mehrere Registrierungsgesuche gleichzei-
tig auf den Namen desselben Inhabers hinter-
legt worden, so werden diejenigen, die dem Ab-
kommen oder dieser Ausführungsordnung nicht
entsprechen, aus der Sammelhinterlegung aus-
gesondert.

K a p i t e l 4

REGISTRIERUNG

Artikel 10

Inhalt des Registers

(1) Das Internationale Büro registriert die
Marke und gibt dabei an:

a) das Datum der Registrierung;
b) das Datum, an dem die Marke tatsächlich

im internationalen Register eingetragen
worden ist;

c) die Dauer der Registrierung;
d) die Ordnungsnummer der Registrierung;
e) den Namen und die Anschrift des Marken-

inhabers;
f) eine Abbildung der Marke und gegebenen-

falls die Angabe der beanspruchten Farbe
oder Farben und den Vermerk „marque
plastique";

g) gegebenenfalls den Vermerk „marque col-
lective";

h) die Waren und die Dienstleistungen, auf
die sich die Marke bezieht, gruppiert nach
den Klassen der internationalen Klassifika-
tion;

i) das Ursprungsland, die Daten und Num-
mern der Hinterlegung und Registrierung
der im Zeitpunkt des Gesuchs um inter-
nationale Registrierung in diesem Land in
Kraft befindlichen Marke und gegebenen-
falls den Vermerk, daß diese Hinterlegung
oder jede andere vom Hinterleger bezeich-
nete Hinterlegung in einem anderen Land
des Pariser Verbandes nach seiner Erklä-
rung eine erste Hinterlegung im Sinne von
Artikel 4 der Pariser Verbandsübereinkunft
ist;

k) die Länder, für die der Schutz beantragt
wird, gegebenenfalls mit den gemäß Arti-
kel 5 Absatz 3 mitgeteilten Schutzverzich-
ten;

1) die Dienstvermerke des Internationalen
Büros.

(2) Das Register enthält gegebenenfalls auch
die in Artikel 4 Absatz 3 Buchstaben b) und c)
vorgesehenen fakultativen Angaben.
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Artikel 11

Datum der internationalen Registrierung

(1) Die internationale Registrierung erhält das
Datum des Tages, an dem das Internationale
Büro im Besitz eines in allen Punkten dem Ab-
kommen und dieser Ausführungsordnung ent-
sprechenden Gesuchs ist.

(2) Hingegen

a) erhält die internationale Registrierung das
Datum des Tages, an dem bei der Behörde
des Ursprungslandes das Gesuch um inter-
nationale Registrierung eingegangen ist,
sofern das Internationale Büro innerhalb
von zwei Monaten nach diesem Datum im
Besitz eines Gesuchs ist, das in allen Punk-
ten dem Abkommen und dieser Ausfüh-
rungsordnung entspricht;

b) wenn bei der nationalen Behörde das Ge-
such um internationale Registrierung vor
der Eintragung der Marke im nationalen
Register eingegangen ist, so erhält die
internationale Registrierung das Datum
dieser Eintragung, sofern das Internationale
Büro innerhalb von zwei Monaten nach
diesem Datum im Besitz eines Gesuchs ist,
das in allen Punkten dem Abkommen und
dieser Ausführungsordnung entspricht;

c) wenn das Gesuch hinsichtlich der Klassi-
fizierung der Waren und Dienstleistungen
nicht vorschriftsmäßig oder unvollständig
ist, so bleibt das Datum der internationalen
Registrierung gewahrt, sofern das Inter-
nationale Büro innerhalb der gemäß Arti-
kel 8 Absatz 3 gesetzten Frist von drei
Monaten im Besitz eines vervollständigten
oder in Ordnung gebrachten Gesuchs ist,
oder wenn die Marke in Anwendung von
Artikel 8 Absatz 4 registriert wird.

K a p i t e l 5

SCHUTZVERWEIGERUNGEN UND
UNGÜLTIGERKLÄRUNGEN

Artikel 12

Form und Inhalt der Mitteilungen der Schutz-
verweigerungen und der auf die Schutzverweige-

rungen folgenden Entscheidungen

(1) Die vorläufigen oder endgültigen Schutz-
verweigerungen sowie die auf Schutzverweige-
rungen folgenden Endentscheidungen müssen
dem Internationalen Büro gesondert für jede
Marke in drei gleichlautenden Ausfertigungen
datiert und unterzeichnet mitgeteilt werden.

(2) Die Mitteilung der Schutzverweigerung
muß angeben:

a) die Behörde, die die Schutzverweigerung
ausgesprochen hat;
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b) die Nummer der betreffenden internatio-
nalen Registrierung und diejenige der natio-
nalen Basiseintragung;

c) den Namen und die Anschrift des Inhabers
der betreffenden internationalen Registrie-
rung;

d) die Gründe der Schutzverweigerung;

e) wenn die Schutzverweigerung nicht alle
Waren und Dienstleistungen berührt, die-
jenigen, für die der Schutz verweigert
wird;

f) die nationalen oder internationalen älteren
Marken, die der betreffenden internatio-
nalen Registrierung entgegengehalten wer-
den, ihre Registrierungsdaten und -num-
mern und den Namen und die Anschrift
ihrer Inhaber; jeder Ausfertigung der Mit-
teilung ist eine Abbildung der entgegen-
gehaltenen nationalen Marken beizufügen,
wenn diese einen bildlichen Bestandteil
oder eine besondere Schriftgestaltung auf-
weisen;

g) die wesentlichen Bestimmungen des auf
diesem Gebiet anwendbaren nationalen Ge-
setzes;

h) die Rechtsmittelfrist und die Behörde, bei
der das Rechtsmittel einzureichen ist;

i) das Datum der Absendung der Mitteilung.

(3) Die Mitteilung einer auf eine Schutzver-
weigerung folgenden Endentscheidung muß die
Nummer und das Datum der betreffenden inter-
nationalen Registrierung sowie den Namen und
die Anschrift des Inhabers dieser Registrierung
angeben.

Artikel 13

Frist zur Mitteilung der Schutzverweigerungen

(1) Die Mitteilung der Schutzverweigerung
muß innerhalb der im nationalen Recht vor-
gesehenen Frist abgesandt werden, spätestens
innerhalb eines Jahres nach dem Tag, an dem
die Marke oder das Gesuch auf territoriale
Schutzausdehnung im internationalen Register
eingetragen worden ist.

(2) Stellt das Internationale Büro fest, daß
die Mitteilung nicht innerhalb der in Absatz 1
bezeichneten Jahresfrist abgesandt worden ist, so
sendet es die Mitteilung an die Behörde zurück,
von der sie stammt, und teilt ihr mit, daß sie
nicht mehr die in Artikel 5 Absatz 1 des Abkom-
mens vorgesehene Befugnis habe, den Schutz zu
verweigern.

Artikel 14

Form und Inhalt der Mitteilung der Ungültig-
erklärungen

(1) Die Ungültigerklärungen müssen dem
Internationalen Büro gesondert für jede Marke
in drei gleichlautenden Ausfertigungen datiert und
unterzeichnet mitgeteilt werden.
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(2) Die Mitteilung muß angeben:
a) die Behörde, die die Ungültigerklärung

ausgesprochen hat;
b) die Nummer der betreffenden internatio-

nalen Registrierung und gegebenenfalls die-
jenige der nationalen Basiseintragung;

c) den Namen und die Anschrift des Inhabers
der betreffenden internationalen Registrie-
rung;

d) wenn die Ungültigerklärung nicht alle
Waren und Dienstleistungen berührt, die-
jenigen, für die sie ausgesprochen worden
ist;

e) die nationalen oder internationalen älteren
Marken, die der betreffenden internatio-
nalen Registrierung entgegengehalten wor-
den sind, ihre Registrierungsdaten und
-nummern sowie den Namen und die An-
schrift ihrer Inhaber;

f) die wesentlichen Bestimmungen des auf
diesem Gebiet anwendbaren nationalen
Gesetzes;

g) gegebenenfalls die Rechtsmittelfrist und
die Behörde, bei der das Rechtsmittel ein-
zureichen ist.

(3) Das Internationale Büro ist ermächtigt, die
Behörde des Landes, von der die Ungültigerklä-
rung stammt, um ergänzende Auskunft und ins-
besondere um Angabe der Gründe zu ersuchen.

K a p i t e l 6

EINTRAGUNG DER ÄNDERUNGEN, DIE
DIE INTERNATIONALE REGISTRIERUNG

BERÜHREN

Artikel 15

Form und Inhalt des Gesuchs
(1) Gesuche um Eintragung einer die inter-

nationale Registrierung berührenden Änderung,
wie beispielsweise die territoriale Ausdehnung
des Schutzes auf ein oder mehrere Länder, die
Übertragung, die Teilübertragung entweder für
einen Teil der Waren und Dienstleistungen oder
für einen Teil der vertragschließenden Länder,
die Löschung der internationalen Registrierung
oder der nationalen Basismarke, die Einschrän-
kung des Verzeichnisses der Waren und Dienst-
leistungen, die Änderungen des Namens oder der
Anschrift des Inhabers der internationalen Regi-
strierung und die den Vertreter betreffenden
Änderungen müssen in einer Ausfertigung von
der Behörde des Landes des Markeninhabers
datiert und unterzeichnet auf dem vom Inter-
nationalen Büro dieser Behörde unentgeltlich zur
Verfügung gestellten Formular eingereicht wer-
den.

(2) Das Gesuch muß in allen Fällen angeben:
a) die Nummer der betreffenden internatio-

nalen Registrierung und gegebenenfalls die
der nationalen Basiseintragung;
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b) den Namen und die Anschrift des Inhabers
der betreffenden internationalen Registrie-
rung;

c) den Betrag, die Zahlungsart, das Datum
der Zahlung und den Einzahler der in
Artikel 27 Absatz 1 Buchstaben d) und f)
angegebenen Gebühr.

(3) Dem Gesuch muß die in Artikel 27 Ab-
satz 1 Buchstaben d) und f) angegebene Gebühr
beigefügt werden.

Artikel 16
Nicht vorschriftsmäßiges oder unvollständiges

Gesuch
(1) Entspricht das Eintragungsgesuch nicht den

Vorschriften des Abkommens oder dieser Aus-
führungsordnung, so setzt das Internationale
Büro die Registrierung aus und teilt dies der
nationalen Behörde mit; handelt es sich um die
Zahlung der Ergänzungsgebühr oder der sonst
vorgeschriebenen Gebühr und erfolgt diese Zah-
lung nicht durch Vermittlung der nationalen
Behörde, so werden der Markeninhaber oder sein
Vertreter aufgefordert, das Gesuch in Ordnung
zu bringen.

(2) Wird das Gesuch nicht innerhalb von drei
Monaten, vom Datum der in Absatz 1 erwähn-
ten Mitteilung an gerechnet, in Ordnung ge-
bracht, so setzt das Internationale Büro hiefür
eine Frist von gleicher Dauer; es teilt dies der
nationalen Behörde sowie dem Markeninhaber
oder seinem Vertreter mit.

(3) Wird das Gesuch innerhalb der gemäß
Absatz 2 gesetzten Frist nicht in Ordnung ge-
bracht, so wird es als zurückgenommen ange-
sehen, und die bereits gezahlten Gebühren wer-
den zurückerstattet.

Artikel 17
Eintragung in das Register und Eintragungs-

datum
(1) Die Änderung wird im internationalen

Register unter dem Datum des Tages eingetra-
gen, an dem das Internationale Büro im Besitz
eines in allen Punkten dem Abkommen und die-
ser Ausführungsordnung entsprechenden Gesuchs
ist.

(2) Die Teilübertragung wird im internatio-
nalen Register unter der Nummer der Regi-
strierung eingetragen, von der ein Teil über-
tragen worden ist; die Eintragung erhält diese
Nummer, der ein Großbuchstabe beigefügt wird.

K a p i t e l 7

OFFIZIÖSE MITTEILUNG ÜBER DEN
SCHUTZABLAUF UND ERNEUERUNG

Artikel 18
Offiziöse Mitteilung über den Schutzablauf

Sechs Monate vor Ablauf der Schutzfrist von
zwanzig Jahren oder, wenn die Grundgebühr
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für einen ersten Zeitabschnitt von zehn Jahren
gezahlt worden ist, sechs Monate vor Ablauf
dieses Zeitabschnitts, erinnert das Internationale
Büro den Inhaber der Marke und seinen Ver-
treter durch Zusendung einer offiziösen Mittei-
lung an das Datum dieses Ablaufs.

Artikel 19

Datum der Erneuerung und Schutzdauer

(1) Die Erneuerung der internationalen Regi-
strierung kann innerhalb von zwölf Monaten
vor dem Datum des Ablaufs der bestehenden
Registrierung oder bei gleichzeitiger Zahlung der
in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e) festgesetz-
ten Zuschlagsgebühr innerhalb von sechs Mona-
ten nach diesem Datum beantragt werden.

(2) Die Registrierung wird jeweils für einen
Zeitabschnitt von zwanzig Jahren, gerechnet vom
Datum des Ablaufs des vorhergehenden Zeit-
abschnitts an, erneuert.

Artikel 20

Form und Voraussetzungen der Erneuerung

(1) Die Erneuerung wird beantragt durch Zah-
lung der Grundgebühr und gegebenenfalls der
Zusatzgebühren und der Ergänzungsgebühren,
die in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a) Zif-
fern i), iv) und v) angegeben sind.

(2) Die Zahlung muß vor Ablauf der beste-
henden Registrierung oder bei gleichzeitiger Zah-
lung der in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e)
festgesetzten Zuschlagsgebühr innerhalb von
sechs Monaten, vom Datum des Ablaufs der
Registrierung an gerechnet, im Besitz des Inter-
nationalen Büros sein; der Zahlung sind die in
Artikel 29 Absatz 2 vorgesehenen Angaben und
gegebenenfalls die Bezeichnung der Länder, die
von der durch Artikel 3bis des Abkommens
eingeräumten Befugnis Gebrauch gemacht haben
und für die der Schutz nicht mehr beantragt
wird, beizufügen.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten
Erfordernisse sind unmittelbar von den Beteilig-
ten zu erfüllen, sofern nicht das nationale Recht
die Erfüllung durch Vermittlung der nationalen
Behörde vorschreibt oder zuläßt; erfüllen die
Beteiligten die Erfordernisse unmittelbar, so
führt das Internationale Büro den Schriftwechsel
unmittelbar mit ihnen.

(4) Keine Änderungen im Sinne des Artikels 7
Absatz 2 des Abkommens sind die in Absatz 2
erwähnte Einschränkung des Verzeichnisses der
Länder, für die der Schutz beantragt wird und,
wenn es sich um die erste Erneuerung einer
vor dem 15. Dezember 1966 bewirkten Regi-
strierung handelt,

a) die bloße Änderung der Reihenfolge der
aufgezählten Waren und Dienstleistungen;
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b) die Angabe der Klassen der internationalen
Klassifikation, auf die sich die Registrie-
rung bezieht.

Artikel 21

Erneuerung im Falle einer Teilübertragung

Die Erneuerung einer Registrierung, die
Gegenstand einer Teilübertragung gewesen ist,
wird für den Teil des Zedenten und den des
Zessionars gesondert beantragt.

Artikel 22

Nicht vorschriftsmäßige oder unvollständige
Erneuerung

(1) Sind die durch das Abkommen oder diese
Ausführungsordnung verlangten Voraussetzun-
gen der Erneuerung nicht erfüllt, so teilt das
Internationale Büro dies dem Markeninhaber
oder seinem Vertreter mit.

(2) Wird die Erneuerung vor Ablauf der
bestehenden Registrierung oder bei gleichzeitiger
Zahlung der in Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe e)
festgesetzten Zuschlagsgebühr, innerhalb von
sechs Monaten, vom Datum dieses Ablaufs an
gerechnet, nicht in Ordnung gebracht, so wird
sie nicht zugelassen, und die bereits gezahlten
Gebühren werden zurückerstattet.

(3) Hat der Markeninhaber gemäß Artikel 20
Absatz 4 Buchstabe b) die Klassen der inter-
nationalen. Klassifikation, auf die sich die Regi-
strierung bezieht, angegeben und hält das Inter-
nationale Büro diese Angabe für unzutreffend,
so teilt es dies, bevor es entscheidet, dem Mar-
keninhaber oder seinem Vertreter mit und setzt
ihnen, soweit die in Absatz 2 vorgesehenen Fri-
sten es ermöglichen, eine Frist zur Stellung-
nahme.

Artikel 23

Eintragung in das Register

(1) Entspricht die Erneuerung den Erforder-
nissen des Abkommens und dieser Ausführungs-
ordnung, so wird sie in das internationale Regi-
ster eingetragen.

(2) Handelt es sich um die erste Erneuerung
einer vor dem 15. Dezember 1966 bewirkten
Registrierung, so fügt das Internationale Büro
dem Verzeichnis der Waren und Dienstleistun-
gen die Angabe der entsprechenden Klassen der
internationalen Klassifikation hinzu.

K a p i t e l 8

BESCHEINIGUNGEN, MITTEILUNGEN
UND VERÖFFENTLICHUNGEN

Artikel 24
Bescheinigungen

Das Internationale Büro übermittelt der betei-
ligten nationalen Behörde für den Markeninhaber
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eine Bescheinigung, in der die anläßlich der Regi-
strierung in das internationale Register eingetra-
genen Angaben wiedergegeben werden.

Artikel 25

Mitteilungen

(1) Das Internationale Büro teilt den Behörden
der beteiligten Länder die Registrierungen, die
vorläufigen und endgültigen Schutzverweigerun-
gen, die auf Schutzverweigerungen folgenden
Endentscheidungen, die Ungültigerklärungen, die
Erneuerungen, die Löschungen sowie alle in das
internationale Register eingetragenen Änderun-
gen mit.

(2) Es übermittelt dem Markeninhaber oder
dem in den Markenakten eingetragenen Vertre-
ter eine Kopie der im internationalen Register
vermerkten Schutzverweigerungen und Ungültig-
erklärungen sowie eine Kopie der Eintragungen,
die im internationalen Register nach der Regi-
strierung vermerkt worden sind.

Artikel 26

Veröffentlichungen

(1) Das Internationale Büro veröffentlicht
monatlich in der Zeitschrift „Les Marques Inter-
nationales" die Registrierungen, die Erneuerun-
gen, die Löschungen und alle im internationalen
Register eingetragenen Änderungen; die Schutz-
verweigerungen und die Ungültigerklärungen
werden nicht veröffentlicht.

(2) Es veröffentlicht in derselben Zeitschrift
monatlich nach Ablauf der in Artikel 6 Absatz 3
angegebenen Nachfrist die Nummern der Regi-
strierungen, die wegen Nichtzahlung der für den
zweiten Zeitabschnitt von zehn Jahren erforder-
lichen Restgrundgebühr gelöscht worden sind.

(3) Die Veröffentlichung der Erneuerung ent-
hält die Angabe der Länder, für die die voraus-
gegangene internationale Registrierung Gegen-
stand einer vollständigen Schutzverweigerung
oder einer vollständigen Löschung gewesen ist.

(4) Zu Beginn eines jeden Jahres gibt das
Internationale Büro Verzeichnisse heraus, die in
alphabetischer Reihenfolge der Namen der Mar-
keninhaber diejenigen Registrierungen enthalten,
die im Laufe des vorausgegangenen Jahres Gegen-
stand einer Veröffentlichung gewesen sind und
die nicht unter Absatz 2 fallen; die während der
Schutzdauer gelöschten Registrierungen und die
Registrierungen, deren nationale Eintragungen
gelöscht worden sind, werden jedoch nur nach
Nummern angeführt.

(5) Jede Behörde hat das Recht, vom Inter-
nationalen Büro für jede Einheit, die der gemäß
der Pariser Verbandsübereinkunft gewählten Bei-
tragsklasse entspricht, zwei Exemplare von „Les
Marques Internationales" kostenlos und zwei
Exemplare zum halben Preis zu beziehen.
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K a p i t e l 9

GEBÜHREN

Artikel 27

Erforderliche Gebühren

(1) Das Internationale Büro erhebt folgende
im voraus in Schweizer Franken zu entrichtende
Gebühren:
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(2) Das Internationale Büro ist ermächtigt,
für dringlich auszuführende Aufträge sowie für
in diesem Artikel nicht vorgesehene Leistungen
eine Gebühr zu erheben, deren Höhe es selbst
festsetzt.

(3) Falls die Höhe der für den zweiten Zeit-
abschnitt von zehn Jahren zu entrichtenden
Restgrundgebühr geändert wird, so ist der neue
Betrag maßgebend, wenn die Zahlung beim
Internationalen Büro nach Inkrafttreten der
Änderung eingeht.

Artikel 28

Gebührenfreie Maßnahmen

Gebührenfrei sind:

a) die vollständige Löschung einer internatio-
nalen Registrierung;

b) der Verzicht auf den Schutz für einen Teil
der vertragschließenden Länder;

c) die Einschränkung des Verzeichnisses der
Waren- und Dienstleistungen für einen
Teil der Länder, wenn sie gleichzeitig mit
dem Gesuch um internationale Registrie-
rung erklärt wird;

d) die von der nationalen Behörde gemäß
Artikel 6 Absatz 4 erster Satz des Ab-
kommens nachgesuchte Einschränkung des
Verzeichnisses der Waren und Dienstlei-
stungen;

e) die Eintragung der Ungültigerklärung oder
Löschung der nationalen Basismarke, eines
Verzichts oder eines jeden anderen den
Schutz dieser Marke beendigenden Sach-
verhalts in das internationale Register;

f) der Vermerk eines die nationale Basis-
marke betreffenden gerichtlichen Verfah-
rens oder eines rechtskräftigen Urteils
(Artikel 6 Absatz 4 zweiter Satz des Ab-
kommens) in das internationale Register;

g) jede Eintragung in das internationale Regi-
ster, die die Folge einer vorläufigen oder
endgültigen Schutzverweigerung oder einer
gerichtlichen Entscheidung ist.

Artikel 29

Zahlung der Gebühren

(1) Die Gebühren können an das Internatio-
nale Büro gezahlt werden:

a) durch Entnahme von einem beim Inter-
nationalen Büro bestehenden Kontokor-
rent-Konto;

b) durch Überweisung auf ein Bankkonto des
Internationalen Büros;
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c) durch Bankscheck;
d) durch. Einzahlung oder Überweisung auf

das Postscheckkonto des Internationalen
Büros;

e) durch. Barzahlung.

(2) Bei jeder Zahlung sind der Zweck der
Zahlung, die betreffende Marke, der Name des
Hinterlegers oder, wenn die Marke bereits im
internationalen Register eingetragen ist, der
Name des Markeninhabers sowie die Nummer
und das Datum der betreffenden internationalen
Registrierung anzugeben.

Artikel 30

Verteilung der Zusatz- und Ergänzungsgebühren

Der in Artikel 8 Absatz 5 des Abkommens
erwähnte Koeffizient, der bei der Verteilung der
Zusatz- und Ergänzungsgebühren den Ländern
zugute kommt, die eine Vorprüfung durchfüh-
ren, ist folgender:

für die Länder, die eine Prüfung nur
auf absolute Schutzversagungsgründe
durchführen: zwei

für die Länder, die darüber hinaus
eine Prüfung auf ältere Rechte durch-
führen

a) auf Widerspruch Dritter: drei

b) von Amts wegen: vier

K a p i t e 1 10

INKRAFTTRETEN UND ÜBERGANGS-
BESTIMMUNGEN

Artikel 31

Inkrafttreten

(1) Diese Ausführungsordnung tritt am 1. Ok-
tober 1970 in Kraft.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Arti-
kels 32 ersetzt sie von diesem Zeitpunkt an
die Ausführungsordnung (Übergangsregelung)
vom 15. Dezember 1966.

Artikel 32

Übergangsbestimmungen

(1) Die Gesuche um internationale Registrie-
rung, Erneuerung oder Eintragung einer die
internationale Registrierung berührenden Ände-
rung, die von der Behörde eines Landes über-
mittelt werden, das nicht an eine spätere als die
Londoner Fassung des Abkommens gebunden ist,
bleiben den Bestimmungen der Ausführungsord-
nung (Übergangsregelung) vom 15. Dezember
1966 unterworfen; auf diese Gesuche sind jedoch
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die Bestimmungen der Artikel 17 Absatz 2, 21, 27
Absatz 1 Buchstaben b), f) bis h) und Absatz 2
dieser Ausführungsordnung sowie in entsprechen-
der Weise diejenigen der Artikel 7, 9 und 16
anwendbar.

(2) Solange nicht alle vertragschließenden Län-
der durch eine spätere als die Londoner Fassung
des Abkommens gebunden sind, wird die Marke
vom Internationalen Büro unter Angabe des
Datums, von dem an die Registrierung gemäß
der Londoner Fassung des Abkommens wirksam
wird, registriert, veröffentlicht und mitgeteilt.

(3) Läuft eine internationale Registrierung zu
einem Zeitpunkt ab, zu dem noch nicht alle
vertragschließenden Länder durch eine spätere
als die Londoner Fassung des Abkommens gebun-
den sind, so muß der Erneuerung, sofern sie
nicht den Bestimmungen des Absatzes 1 unter-
worfen ist, eine von der Behörde des Ursprungs-
landes im Sinne der Londoner Fassung des Ab-
kommens ausgestellte Bescheinigung beigefügt
sein, die die Daten und Nummern der Hinter-
legung und Eintragung der zum Zeitpunkt der
Erneuerung in diesem Land in Kraft befind-
lichen Marke angibt und bestätigt, daß diese
Marke im nationalen Register für die in der
Erneuerung angegebenen Waren und Dienstlei-
stungen eingetragen ist. Wird eine solche Be-
scheinigung nicht eingereicht, so nimmt das
Internationale Büro an, daß sich die Erneuerung
nicht auf die Länder erstreckt, die noch nicht
durch eine spätere als die Londoner Fassung
des Abkommens gebunden sind.

(4) Solange nicht alle vertragschließenden Län-
der durch eine spätere als die Londoner Fassung
des Abkommens gebunden sind, werden die Er-
neuerungen in der von der Ausführungsordnung
(Übergangsregelung) vom 15. Dezember 1966
vorgesehenen Form in das internationale Regi-
ster eingetragen, veröffentlicht und mitgeteilt.

(5) Für die Verteilung des etwaigen Über-
schusses der Einnahmen des internationalen
Registrierungsdienstes wird der Anteil eines
jeden Landes, das am 1. Juli des Rechnungsjahres
nicht durch eine spätere als die Londoner Fas-
sung des Abkommens gebunden ist, um fünfzig
Prozent gekürzt, und die Summe dieser abge-
zogenen Beträge wird zu gleichen Teilen unter
die Länder verteilt, die zu diesem Zeitpunkt
einer späteren als der Londoner Fassung des
Abkommens angehören.

(6) Die Bestimmungen des Absatzes 5 werden
vom Rechnungsjahr 1971 an angewandt; der
etwaige Überschuß der Einnahmen aus dem
Rechnungsjahr 1970 wird gemäß den Bestim-
mungen des Artikels 29 Absatz 2 Buchstabe a)
der Ausführungsordnung (Übergangsregelung)
vom 15. Dezember 1966 verteilt.

Häuser


